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Berlin, den 21. December. Se. Majfeſtät der König haben 
Allergnädigſt geruht: Dem beim Appellatiousgericht in Berlin ange⸗ 
ſtellten Salarienkaſſen⸗Controlleur, Hofrath Karl Philipp Lebe⸗— 
recht Beide, den Rothen Adler, Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; 
und folgenden Herzoglich Braunſchweigiſchen Offizieren und Beam⸗ 
ten Auszeichnungen zu verleihen: dem Ober-Stallmeiſter, General 
von Girſewald, den Rothen Adler Orden erſter Klaffe; dem 
Hof Jägermeiſter von Veltheim den Rothen Adler- Orden zweiter 
Klaſſe; den beiden Flügel⸗Adjutanten, Hauptmann von Girſewald 
und Hauptmann Hohnhorſt, den St. Johanniter Orden. 


Se. Hoheit der Erbprinz von Sachſen-Meiningen iſt 
hier eingetroffen und im Königlichen Schloſſe abgeſtiegen. 


Se. Excellenz der General⸗Lieutenaut und Commandeur der 13. 
Diviſion, von Tietzen und Hennig, iſt von Münſter hier an⸗ 
gekommen. e 


lle Deutschland. 

Die Denkſchrift des Staatsminifterinms über die 
K . der Verhältniſſe des Großherzogthums 
Poſen. 

Die Denkſchrift beginnt damit, jene durch den Beſchluß der 
Deutſchen National⸗Verſammlung vom 6 Februar d. Z. herbeige⸗ 
führte Inkorporation des größten Theiles der Provinz Poſen, näm- 
lich 42310 Quedrat⸗Meilen mit 1,041,782 Einwohnern, und die 
von dem Reichskommiſſarius, General von Schäffer ⸗Beruſtein 
mit der Preußiſchen Regierung vereinbarte Demarkationslinie als 
einen Verſuch zu bezeichnen, der Polniſchen Nationalität gerecht zu 
werden, ohne die Jutereſſen der Deutſchen Bevölkerung des Großher— 
zogthums zu gefährden. Dieſer Verſuch, welcher in den ſich über— 
ſtuͤrzenden Ereigniſſen des Jahres 1848 feinen Grund habe und eine 
Beruhigung herbeiführen ſollte, indem er die ungeſtüm ſich geltend 
machenden Forderungen bis an die äußerſte Grenze des Möglichen 
gewährte, habe leider nicht zu dem Ziele geführt, welches man damit 
erreichen wollte. Namentlich ſei damit denen nicht Genüge geſchehen, 
welche mit der nächſten Vergangenheit gänzlich brechen und die Staa— 
ten ohne Rückſicht auf ihre thatſächliche und rechtliche Entſtehung le— 
diglich nach gewiſſen Vorſtellungen von Rechten der Abſtammung und 
Nationalität neu konſtituiren wollten. Dieſe Partei habe die Ver— 
heißungen der Regierung nur als einen erſten Schritt zu Conzeſſionen 
betrachtet, welche im Intereſſe des ganzen Staates, jo wie der Deut. 
ſchen Einwohner der Provinz nicht hätten gemacht werden können. 
Die Kabinets⸗ Ordre vom 24. März 1848, welche die Reorgani⸗ 
ſation der Provinz zuerſt in Ausſicht geſtellt und die Bildung einer 
gemiſchten Kommiſſion bewilligte, habe die ausdrückliche Bedingung 
enthalten, daß die Ordnung und die Autorität der Landesbehörden 
Dieſe Bedingung jet nicht 
erfüllt worden, Unruhen ſeien ausgebrochen und die Polniſche Bes 
völkerung, welche eine Umgeſtaltung der ganzen Provinz im National⸗ 
Polniſchem Sinne verlangt, habe die Königlichen Behörden außer 
Wirkſamkeit und ihre eigenen Organe an deren Stelle zu ſetzen ver— 
ſucht. Zur Beruhigung der Deutſchen, welche dagegen von der Reor— 
ganifation überhaupt nichts wiſſen wollten, und wenigſtens für die 
überwiegend Deutſch bevoͤlkerten Landestheile Aufnahme in den Deut— 
ſchen Bund verlaugten, ſei ſodann die Kabinets Ordre vom 14. 
April v. J. erſchienen, nach welcher die Reorganiſation auf dieſe 
Landestheile nicht ausgedehnt, vielmehr deren Aufchluß an den Deut— 
ſchen Bund vermittelt werden ſollte. Die Kabinets-Ordre vom 26. 
April endlich, welche die Grundlagen der natisnalen Reorganiſation 
in dem Polniſchen Theile feſtſtellt, kuüpft alle ihre Bewilligungen 
ebenfalls ausdrücklich an die Bedingung, daß der Landfriede wieder 
hergeſtellt werden ſolle. Dennoch ſei die Rebellion, nach Erlaß dieſer 
Ordre, zu hellen Flammen aufgeſchlagen und erſt nach blutigem 
Kampfe gedämpft worden. Ueberdies habe ein Verſuch, die Theilung 
nach Nationalitäten vorzunehmen, ſich als unausſführbar erwieſen, da 


die Perfonat- Anton zwiſchen dem Großherz 


beide Volks flämme zu untermiſcht wohn t und b bei der einzigen al⸗ 
lenfalls möglichen Scheidelinie wic en weſtlichen (vorherrſchend 
Deutſchen) und dem öſtlichen (vorherrſchend Polniſchen) Theile die 
Stadt und Feſtung Poſeu in den Polniſchen Theil gefallen wäre, was 
als eine Gefährdung der Oſtgrenze des Deutſchen Reichs betrachtet 
worden und daher zu verhindern geweſen ſei. Hieraus ſei eine we⸗ 
niger durch Nationalitäts- als durch Rsstegifehe, Rückſichten bedingte 


Demarfationd- Linie entſtanden, welcht ein dem urſprünglichen Zwecke 


durchaus nicht entſprechendes Reſultat geliefert. Den Polen nämlich, 


welche zu den Dentjchen in der Provinz in einem Zahlenverhältniß 


von etwa 72 zu 53 ſtehen, ſei dadurch nut ein Landſtrich von 1173 
Quadratmeilen mit 308,683 Einwohnern zugewieſen worden, wäh⸗ 
rend auf den Deutſchen Antheil 42310 Quadratmeilen mit 1,041,782 
Einwohnern gekommen wären. Auf Beibehaltung en Demarka⸗ 
tionslinie zu dringen, hätten die Polen weder ein Recht, da fie die 
an die Königl. Verheißungen geknüpften Bedingungen nicht erfüllt 
hätten und die Krone daher durch Emanation der Verfaſſung vom 
5. Dezember jene Verheißungen in der Hauptſache faktiſch zurückge⸗ 
nommen habe; noch auch ſei es ihr Wunſch, da ſie ſehr wohl fühlten, 
daß eine ſolche Iſolirung ihre materiellen Jutereſſen nur gefährden 
könne. Ja, viele Polen bezeichneten die Maaßregel als eine neue 
Theilung Polens und verlangten ihre Zurücknahme, freilich aber for⸗ 
derten ſie nicht die Aufnahme des Reſtes der Provinz in den Deutſchen 
Bund, ſondern vielmehr die Zurückziehung der bereits in dieſen auf⸗ 
genommenen Theile, jo wie eine ſtaatliche Sonderſtellung für das 
geſammte Großherzogthum. Die Wiener Verträge von 1815 und 
die den Polen damals gemachten Verheißungen ſollen dieſen Anfpruch 
begründen. Derſelbe ſei aber weder von der Deutſchen National⸗Ver⸗ 
ſammlung, als ſie den betreffenden Bundestagsbeſchlüſſen die Sanc⸗ 
tion ertheilte, noch auch von der Preußiſchen Volksvertretung bei Be⸗ 
rathung des Art. 1 der Verfaſſung dom 5. Dezember als begründet 
anerkannt worden. Und in der That ſprächen die betreffenden Stellen 
der Wiener Verträge auch nicht einmal Dane von einer 


ßiſchen Krone, vielmehr nur von der unbedingten Einverleibung dies 
ſer Provinz in die Preußiſche Monarchie. Die Richtigkeit dieſer Be⸗ 
hauptung wird in der Denkſchrift ſowohl aus dem Vertrage zwiſchen 
Preußen und Rußland vom 3. Mai 1815 in Betreff des Großher⸗ 
zogthums Warſchau (Geſetz- Sammlung S. 128) Art. 1 und 3, 
als auch aus den Art. 1, 2 und 23 der Wiener Congreß-Akte vom 
9. Juni 1815 ſelbſt EN von welcher letztere jener Vertrag 
(nach Art. 118) ein integrirender Theil ſei. Die Einverleibung 
Poſens in die Preußiſche Monarchie ſei ſodann nochmals ausgeſpro⸗ 
chen in dem Beſitzergreifungs-Patent vom 15. Mai 1815 und in 
dem Zurufe an die Einwohner des Großherzogthums von demſelben 
Tage (S. Geſez Sammlung S. 45 und 47), und die Zuſicherun⸗ 
gen, welche darin außerdem den Polen gemacht worden, thäten der 
Thatſache der Einverleibung durchaus keinen Eintrag. 


Für eben fo unhaltbar erklärt die Deukſchrift ferner die Deduk⸗ 
tionen, durch welche die Polen aus gewiſſen Nebenpunkten nachwei— 
fen wollten, daß den Wiener Verträgen die, wenn auch nicht geradezu 
ausgeſprochene, doch verſchleierte Abſicht zu Grunde gelegen habe, 
den Polniſchen Provinzen der kontrahirenden Mächte eine gewiſſe 
Selbſtſtändigkeit, einen Zuſammenhang unter ſich, trotz ihrer Unter— 
werfung unter drei verſchiedene Monarchen, zu gewähren. Der Titel 
„Großherzogthum Poſen“ könne eben fo wenig einen Anſpruch auf 
territoriale Selbſtſtändigkeit begründen, als die Beſtimmungen, welche 
in den Artikekn 22 bis 29 des Vertrages vom 3. Mai 1815 über 
gleichförmige Schifffahrts⸗Abgaben, ermäßigte Zölle ꝛc. des ehemali⸗ 
gen Herzogthams Warſchau enthalten find, die angebliche Zuſam⸗ 
mengehörigkeit der getrennten Theile des alten Polens zu erweiſen 
vermögen. Die Abſicht Preußens, das Großherzogthum der Preußi⸗ 
ſchen Monarchie vollſtäudig einzuverleiben, ſei von Anfang an uns 
zweideutig ausgeſprochen, ſo namentlich in der Antwort des Fürſten 
Hardenberg vom 30. Januar 1815 auf die Circular-⸗Note des Lord 
Caſtlereagb vom 12. Januar 1815, welche jede etwa zweideutige 
Stelle der Vorträge klar erklärte. Wenn ſonach den Polen kein Au⸗ 
ſpruch auf Beibehaltung der Demarkationslinie und noch weniger 
auf eine Sonderſtellung der ganzen Provinz Poſen zuſtehe, ſo ſcheine 
zur Beſeitigung der erceptionellen und unhaltbaren Stellung, in 
welche die Bewohner des demarkirten Landestheiles zur übrigen Mo⸗ 
narchie gekommen ſeien, kein anderer Ausweg übrig zu bleiben, als 
die nachträgliche Aufnahme dieſes Bezirks in den Deutſchen Bund. 
Dies ſei auch die zweckmäßigſte Löſung des Widerſpruchs, welcher 
zwiſchen Art. 1. der Preußiſchen Verfaſſung und §. 2. des Entwurfs 
der Deutſchen Verfaſſung ſtattfündet, und werde allen jenen Täuſchun⸗ 
gen, welche bisher ſo oft Veranlaſſung zu revolutionairen Erhebun⸗ 
gen waren, ein Ende machen. Die beſonnenen Polen würden ſich um 
ſo weniger dagegen auflehnen, da die Polniſche Nationalität dadurch 
nicht beeinträchtigt werde, vielmehr in §. 186 der Verfaſſuug vom 
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26. Mai einen verſtärkten Rechtsſchut nde, da ferner der Bevölke⸗ 
rung des demarkirten Landestheiles die Inkorporation nur vortheilhaft 
ſein könne, und endlich auch die etwaigen Bedenken der Deutſchen 
Einwohner der Provinz durch dieſe Maaßregel am ſicherſten beſeitigt 
würden. 1 
Der Wr 
der nach den Vorf ft 
bung des demarfi 
willigung der K 
vom 5. Dezbr bedürfen die Sta füge, durch welche dem Staate 
Laſten o in Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt wer⸗ 
den, zu t der Z fin nung der Kammern, und mag 
die Einverleibung Beſkritts in Deutſchland durch einen 
förmlichen Staatsbe 0 zen weniger förmlichen Weiſen 
erfolgen, ſo bleibt de Sgche immer ein Vertrag, und 
zwar ein ſolcher, welch e Beſtimmung des allegirten Ar⸗ 
tikels der Verfaſſung fällt, indem der Staat nach Verhältniß der Be⸗ 
völkerung, welche er dem Lande zubri gt, auch größere Laſten über⸗ 
nehmen muß, und die Einwohner des zu Deutſchland geſchlagenen 
Landes dem Bunde, reſp. der Regierung des Bundesſtaates verpflich⸗ 
tet werden. Obgleich der geeignete Moment, wenn mit der Aus- 
führung der Incorporation vorgegangen werden kann, ſich jetzt noch 
nicht überſehen läßt; vielmehr noch von verſchiedenen Bedingungen, 
namentlich der Geſtaltung der Deutſchen Verhältniſſe abhängig iſt, 
und die Regierung ſich deshalb vorbehält, nach den Umſtänden zu 
verfahren, ſo muß ſie doch wünſchen, ſchon jetzt die Zuſtimmung der 
Kammern zu dieſer Maaßregel zu haben, damit diejenigen Verhand⸗ 
lungen, welche in dieſer Beziehung anzuknüpfen ſein werden, dem⸗ 
nächſt ohue ferneren Aufenthalt zum definitiven Abſchluß geführt 
werden können. Das Staatsminiſterium beantragt deshalb: „Die 
Kammer wolle ihre Zuſtimmung zur Einverleibung des noch wicht zu 
Deutſchland gehörigen Theiles der Provinz Poſen in den Deutſchen 
Bund ertheilen.“ Die Aufgabe und Pflicht der Regierung wird es ſein, 


t mit Dan Antrage lautet wörtlich: Zu 
nothwendig anzuerkennenden Einoerlei- 
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u- von diefcr Er mächtitzung der Oerfammrlutg Gebrauch zu machen, 


wenn der geeignete Moment gekommen iſt, im Intereſſe des geſamm⸗ 
ten Deutſchlands wie des Großherzogthums Poſen dieſe Angelegenheit 
zu ordnen. 


O Berlin, den 19. Decbr. Am nächſten Sonnabend wird 
vor dem Disciplinargerichtshof die Sache des Regierungsraths von 
Merkel aus Liegnitz verhandelt werden, der ſich bekanntlich, ob⸗ 
gleich Verwaltungsbeamter, ſehr tief in demokratiſche Umtriebe ein— 
gelaſſen hat. Da der Angeklagte der Schwiegerſohn des Präſidenten 
dieſes Gerichtshofes (des ehemaligen Juſtiz⸗Miniſters Mühler) if, jo 
hat dieſer für den vorliegenden Fall die Präſidentſchaft an den Geh. 
Rath Zettwach abgegeben. Der Fall iſt um ſo intereſſanter, als er 
für eine Reihe ähnlicher maaßgebend ſein dürfte. — Von Leipzig 
aus ſind fliegende Blätter hierhergekommen, welche, ausgehend von 
einer gemäßigten Partei der Deutſchgeſiunten, einen lauten Nothſchrei 
erheben über die B die de Vaterlande von der bornirten 

es gege gen Sächſi ſchen Miniſteriums 
umſichtigen und geraden 
„Die neueſten Nach⸗ 
8. Es wird berichtet, 
ener für das Feſthalten 
gung an den Reichstags⸗ 
ägt ſeine Vorliebe für Oeſterreich 
u in Oeſterreichiſcher Uniform, 
9 egimentes, das während der 
Rebellen überging. Was die Hals 
dem Partei anlangt, ſo geht dteſe den⸗ 
jelben Weg mit dem um, Mm ihre Abſichten darauf gerichtet 
ſind, nunmehr das Unpopulärſte und Widerſinnigſte aus peſſimiſti⸗ 
ſchen Gründen befördern. 


Berlin, den 19. Dezember. Die neueſte Zählung vom 
3. Dezember d. J. hat für Berlin die Geſammtſumme von 408,632 
Seelen ergeben, das iſt ungefähr 90,000 mehr als im vorigen 
Jahre. Dieſer Unterſchied iſt fo außerordentlich, daß er ſogleich bei 
ſeinem Bekanntwerden gerechtes Bedenken erregte. Die Sache verhält 
ſich nun folgendermaaßen. Die großen amtlichen Volkszählungen wer⸗ 
den alle drei Jahre an einem und demſelben Tage in dem ganzen 
Preußiſchen Staate vorgenommen. Das geſchieht mittelſt der Poli⸗ 
zeibehörden. Die letzte derartige Zählung war im Jahre 1846 ges 
weſen, demgemäß trat erſt jetzt wieder eine ſolche Zählung ein. Im 
vorigen Jahre aber wurde hier behufs der Wahlen eine neue Zählung 
vorgenommen. Dieſe wurde nicht von der Polizeibehörde vollzogen, 
ſondern von deu ſtädtiſchen Behörden, die fich dabei der Bezirksvor⸗ 
ſteher als Organe bedienten. Da nun aber damals allgemein die An⸗ 
ſicht verbreitet war, es werde die nach Kopfzahl zu vertheilende Klaſ— 
ſenſteuer eingeführt werden und daß zu dem Ende auch die neu auf, 


in Deutſchland ift die Ein⸗ 
u nach Art. 46 der Verfaſſung 


genommenen Bevölkerungsliſten würden benutzt were ſo ſuchten 
die ärmerem Leute ihre Familien möglichſt wenig zahireich anzugeben 
und verheianlichten fo viel es irgend thunlich war, . Exiſtenz der 
Kinder. Daher ergab ſich der auffallende Ausfall an . Ber⸗ 
lins im Vergleich gegen die früheren Aufnahmen. Die 5 6 
ſteher hatten nicht die früheren Aufnahmeliſten, eben fo wenig die 
Anmelde- und Abmeldeliſten, eine weitere Prüfung founten fie nicht 
veranftalten und mußten mit den Angaben, wie ſie ihnen gerade ge⸗ 
macht wurden, ſich begnügen. Das war anders bei der gegenwärtigen 
polizeilichen Zählung, wo auf die n auf die ſon⸗ 
' inwohnerlißen zurückgegangen werden konnte. 

wenge en Dezember. (Conſt. 3.) Am 15. gab der K. 
Niederländiſche Geſandte am hieſigen Hofe, Baton Schimmelpeuninck 
v. d. Ope, eine glänzende Soiree, zu welcher, außer dem diploma⸗ 
tiſchen Corps, auch mehrere hohe Staatöbcamte und andere Notabis 
litäten Berlins geladen waren. — Der Miniſter v. 3 hat 
jetzt täglich Morgens und Abends eine Sprechſtunde 5 das Publi- 
kum angeſetzt. — Der Prinz von Preußen hat is einer 
milden Stiftung übernommen, welche in B dberg im Kreis ORDER 
unter folgender Bezeichnung in's Le : „Vatexländiſche 
Stiftung in Rheinpreußen zur Unterf 


derſtümmelten, wie 
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der Behörden geſammel Voſſi . 
es verlaute in höhere zafeſtät der König gehe mit 
dem Plan um, die bis { itiv erledigte Verfaſſung 
am 18. Jauuar zu beſchwören und beſchwören zu laſſen. — Die 
Speuerſche Zeitung erwähnt gleichfalls des Gerüchts von dem be⸗ 
vorſtehenden Rücktritt des Finanzminiſters d. Rabe. Man bezeichnet 
ihn bereits als Ober⸗Präſidenten der Provinz Pommern an die Stelle 
des Herrn v. Bonin, deſſen Verſezung in den Ruheſtand auf reiten 
Munfch nunmehr erfolgen ſolle. — Die ſtädtiſche Gas-Anſtalt wird 
ernſtlich gemahnt, ihre Abnehmer zu verſorgen. Um 4 Uhr erſt ge⸗ 
ftattet fie ihnen zu ſehen und wäre auch die Finſterniß noch fo arg. 
Ju der jetzigen Jahreszeit iſt es nicht ſelten, daß ſchon um 3 Uhr die 
Dunkelheit beginnt, aber davon nimmt die ſtädtiſche Gas- Auſtalt, 
wie es ſcheint, keine Notiz, oder fie decretirt den Eintritt der Dun: 
kelheit nicht vor vier Uhr, und läßt, da der Himmel dennoch nur ſeinen 
eigenen Geſetzen folgen will, es die Menſchen, glücklicherweiſe nur 
diejenigen, welche mit der ſtaͤdtiſchen Gas-Anſtalt zu thun haben, 
büßen; ſie müſſen ihre Arbeit ruhen laſſen und geduldig warten, bis 
es vier Uhr ſchlägt und der Licht bringende Hahn aufgedreht wird. — 
Hier mögen ſich die demokratiſchen Blätter über Reaction beklagen, 
denn es iſt mehr als vermärzlich, nur den Kalender zu befragen, 
wenn es dunkel wird. — Die A. Z. C. berichtet: Der Anfang zur 
Errichtung der vielbeſprochenen National-Verſicherungsbank für Grund⸗ 
beſitz ſoll endlich in nächſter Woche durch Eröffnung eines Büreau's 
zum Einzeichnen der ſich betheiligenden Grundbeſitzer gemacht werden. 
Wie man vernimmt, iſt Ausſicht vorhanden, daß die Regierung die: 
ſem Juſtitute die Verzettelung der Hypotheken durch Hypotheken-De⸗ 
poſttenſcheine bewilligen werde, was bis dahin beanjtaudet wurde, 
weil dies ein Vorrecht zu Gunſten Berlins über andere Städte con— 
ſtituiren würde. Da es jedoch nach einer neueren Umarbeitung des 
Statuts dieſer Bank jeder Stadt freifteht, ſich dem Inſtitute anzu— 
ſchließen, fo fälle, wie man hofft, dadurch der gedachte Grund zur 
Vorenthaltung jener dem Inſtitute zu gewährenden Vergünſtigung fort. 

Potsdam, den 19. Decbr. (St. A.) Geſtern am Namens⸗ 
tage Sr. Majeftät des Kaiſers von Rußland fand bei des Königs 
Mafeſtät im Schloſſe hierſelbſt, Diner en gala ftatt, welchem außer 
den anweſenden Mitgliedern der l. Familie und den Hofſtaa⸗ 
ten, der hier anweſend inz elm von Baden Hoheit, fo 
wie der Kaiſerlich rufft ef Hofe, Freiherr 
von Mehyendorff nebſt © rren dieſer Ge⸗ 
ſandtſchaft und der &p 


jere des 6ten 
Küraſſter⸗Regiments, !  Katfer iſt, und 
viele andere hochgeſtell e. Majeſtät der 
König brachten bei dem D ohl Sr. Kai⸗ 
ſerlich ruſſiſchen Majeſtät zes hatten des 
Königs Majeſtät und die König „Königl. Hoheiten, 
die ruſſiſchen Uniformen und & rden angelegt. 
Königsberg, den 13. December. (Conſt. Zig.) Ich muß 


noch einmal auf Jacobp's Freiſp echung zurückkommen.. Stadibe⸗ 
kaunt iſt bereits die von vielen Seiten e Art, wie fie zu 
Staude gekommen iſt. Von den 12 Gechſwornen waren A entſchie⸗ 
den fuͤr Verurtheilung, 2 für Freiſprechung des Angeklagten, 5 ſchwank— 
ten und waren ausdrücklich entſchloſſen, ſich nach dem Urtheile eines 
bekannten ehrenwerthen, juriſtiſch gebildeten Mannes, der mit unter 
den Geſchwornen war, zu richten. Dieſer Mann, obwohl zum Preu⸗ 
benverein gehörig und ein höchſt entſchiedener Konſervativer, wurde 
durch die Verhandlung davon überzeugt, daß das Geſetz vom 30. 
September Dr. Jacoby ſchütze; er nahm keinen Auſtaud, fein ſubjec⸗ 
tives Gefühl dem ſtrengen Halten am Geſetze unterzuordnen, und 
Jacoby wurde mit 8 Stimmen gegen 4 freigeſprochen. Merkwürdig 
iſt der Eindruck, den dies Urtheil gemacht hat. Während viele Kon⸗ 
ſervative ſich noch gar nicht darein finden können, und doch dem 
Manne, von dem fie überzeugt find, daß er nur nach feinem Gewiſſen 
handeln könne, keinen Vorwurf machen moͤgen, jubelt die Demokratie 
und die Hartung'ſche Zeitung brachte an einem der nächſten Tage 
einen jugendlich ſchwärmenden Leitartikel, der alle Parteien zur Ver⸗ 
ſöhnung aufforderte, den Preußenvereinern alle mögliche Satisfac⸗ 
tion gab für ihre frühere Angriffe und verſprach, einen Weg zu weiſen, 
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auf dem bis auf wenige Starrköpfe Alle ſich zu einer großen Partei 
der Wahrheit und des Rechts zuſammenfinden köunten. Der Rauſch 
war bald verflogen. Heut kommen die Vorſchläge; es ſind abgetretene 
Phraſen von Hofpartei und Volkspartei, vormärzlichen Zuſtänden c. 
in der alten, erbitterten, übertriebenen Weiſe. Auch entgegnet bereits 
die „Conſtitutionelle Monarchie“ ſehr richtig, daß es zwiſchen der 
revolutionairen Demokratie und zwiſchen der konſervativen Partei 
keinen Frieden gäbe, am wenigſten in einem Augenblick, wo eben die 
Beſchuldigungen der erſteren gegen dieſe als nieberträchtige Verläum⸗ 
dungen ſich bewährt hatten. — Der Schteiber Adom, der jüugſt 
von unſeren Geſchwornen verurtheilt wurde, hat, ſo bald er das 
Schwurgericht verließ, eine neue Majeſtätsbeleidigung ausgeſtoßen 
und iſt ſofort wieder verhaftet worden. — Vom Preuß. Stargard⸗ 
ter Schwurgericht wurden jüngſt zwei Majeſtätsbeleidiger zu zwei 
Monaten Gefänguiß verurtheilt. Dagegen begann das Inſterburger, 
dem 6 politiſche Prozeſſe vorliegen, feine Seſſion mit der Freiſpre⸗ 
chung eines Majeſtäts⸗Beleidigers, fo wie die Seſſion des Tilſiter 
Schwurgerichts mit einer ſolchen endete. Eben fo glücklich war der 
ehemalige Abgeorducte Lechlin, den das Inſterburger Schwurgericht 
von der angeſchuldigten Aufteizung der Soldaten losſprach. 
Stralſund, den 15. Deebr. (Conſt. Z.) Nach der langen 
Apathie, worin ſich auch der Handwerkerſtand in Neuvorpommern 
befand, geben ſich jetzt Zeichen eines wiedererwachten Lebens kund. 
Wir haben es nämlich jetzt — was für Neuvorpommmern ſchon viel 
ſagen will — zu einer Gewerbe⸗Ausſtellung gebracht, die in Stral— 
fund in dem großen, die gauze Front einnehmenden Saale des Rath— 
hauſes ſtattfindet. Jedenfalls iſt dies ein erfreuliches Zeichen in Be⸗ 
treff der Concurrenz, die wir mit andern in gewerblicher Hinſicht 
uns vorgerückten Gegenden des Preußiſchen Staates aufnehmen. 


Diefe Gewerbe⸗Ausſtellung, welche hoffentlich alle Jahre ſtartfinden 
wird, kann uns ſchon etwas für die Zukunft verſprechen, da ſie ſich 


nicht allein auf Stralſund begrenzt, ſoundern auf Neuvorpommern 
und Rügen erſtreckt. Es haben auch bereits Handwerker aus Greifs⸗ 
wald und anderen Städten dieſer Provinz Arbeiten hierzu geliefert, 
und ſelbſt in dem benachbarten Mecklenburg fanden ſich geſchickte 
Handwerker, welche ih durch Beiträge betheiligen wollten. Da jedoch 
dieſe Ausſtellung nur einheimiſche und provinzielle Erzeugniſſe zur 
Hebung und Wetteifer im gewerblichen Verkehr in dieſer Provinz 
umfaſſen ſoll, ſo wurden die aus Mecklenburg kommenden bezügli⸗ 
chen Anträge von den Unternehmern der Gewerbe-Ausſtellung zurück⸗ 
gewieſen. Die bis jetzt zur Schau ausgeſtellten Sachen ſind von ge⸗ 
ſchmackvoller und gediegener Arbeit. Es iſt wenigſtens ſchon viel mit 
dem erſten Schritt gewonnen, nämlich, die Anregung und das Be— 
ſtreben in unſerm Handwerkerſtande durch Arbeiten, welche die An⸗ 
erkennung des Publikums finden, nicht allein bekannt zu werden, ſon⸗ 
dern ſich auch Kundſchaft zu erwerben. Durch dieſen Anfang fol ja 
erſt eine vergrößerte Thaͤtigkeit im Gewerbeſtaude unſerer Provinz 
geweckt werden, und zuverſichtlich wird in den nächſtfolgenden Jahren 
die Betheiligung und der Wetteifer in Neuvorpommern allgemein 
werden; dann wird die hieſige Gewerbe⸗Ausſtellung nicht hinter de⸗ 
nen anderer großen Städte der Monarchie zurückſtehen. 

Koblenz, den 16. December. (Berl. N.) Seit geſtern Abend 
begann das Lahneis hier vorbeizutreiben, welches in dieſem Augen⸗ 
blicke in jo ſtarker Maſſe ankommt, daß das Brückenperſonal nur 
mit großer Anſtrengung die Brücke in ihrem Stande erhalten kaun. 

Kiel, den 17. December. (Berl. N.) Der „Altonaer Mercur“ 
meldet, daß neue Beurlaubungen in ausgedehntem Maaßſtabe ein: 
treten werden. 5 

Flensburg, den 14. Deebr. (Berl. N.) Die Däniſche Pos 
lizeibehörde hat durch eine Bekanntmachung das Tragen Schleswig⸗ 
Holfteiniſcher Bänder und Kokarden an öffeutlichen Orten verboten. 

Oeſterreich. | 

LNB Wien, den 18. Decor. Der Entſchluß der Regierung, 
in Betreff Ungarns einer verſöhnlichen Politik Raum zu geben, 
tritt immer mehr hervor, und die Nichtanerkennung der Koſſuth⸗ 
Noten ſteht damit nicht im Widerſpruche, indem ſie vielmehr den 
Schlußſtein des bisherigen Verfahrens und nicht den Grundſtein 
tines neuen bildet. In dieſer Angelegenheit waren politiſche Rück⸗ 
ſichten und materielle Gründe überwiegend. Dagegen ſieht man 
mit der Siſtirung der politiſchen Todesurtheile eine neue Aera be- 
ginnen, welche durch mannigfache weitere Akte, insbeſondere aber 
durch die politiſch⸗menſchliche Stiftung des Gouverneur Haynau 
zu Gunſten verſtümmelter Honvéds bezeichnet wird. Noch weitere 
Erwartungen werden hieran geknüpft und noch mancherlei Aeuße⸗ 
rungen ſollen zum neuen Jahre einen klareren Ausdruck finden. Ins⸗ 
beſondere ſoll F.⸗Z.⸗M. Haynau mehreren vornehmen Magyaren, 
die ſich ihm vorſtellten, die Zuſicherung ertheilt haben, daß den 
Ungarn die heißerſehnten Freiheiten zu Theil werden ſollen, ſobald 
ſie ſelbſt ihren Trotz gegen die Regierung fahren laſſen und derfels 
ben mit Vertrauen entgegenkommen. — Im Einklange hiermit 
wird aus Peſth cine Aeußerung des F.⸗Z.⸗M. Haynau berichtet, 
dahingehend: daß die Revolution erdrückt, und von ihren Leitern 
gebüßt werden mußte, nunmehr aber, da beides geſchehen, Gnade 
für Recht ergehen ſoll. Dieſelben Nachrichten, welche dies melden, 
laſſen jedoch abnehmen, daß die erwähnten Maßregeln den erwar⸗ 
teten Eindruck nicht vollſtändig erreichen dürften, wenn die Regie⸗ 


rung auf der Weigerung einer Entſchädigung für die Koſſuth⸗ 
Noten beharrt. 


Frankreich. 

Paris, den 15. December. (Köln. Ztg.) Der heutige „Moni 
teur“ bringt ein mehrere Seiten langes Regiſter von Ernennungen 
und Beförderungen in der Ehrenlegion; ſämmtliche Decorirte (2 Groß⸗ 
Offiziere, 20 Commandeurs, 35 Offiziere und 425 Ritter) gehören 
der Armee an. 

— Die heutige Sitzung der National⸗Verſammlung 
eröffnet bei anfangs ziemlich leeren Bänken Mauguin mit einem 
Vortrage gegen die Getränkeſteuer. Er iſt das erſte Mitglied der 


Entwurf über die 


gierung mitgetheilt hat. 


Majorität, das ſich entſchieden gegen dieſe Steuer ausſpricht. Ero⸗ 


ßes Aufſehen erregt es, als er bei der Beſprechung der Mittel, den 
durch die Abſchaffung der Getränkeſteuer entſtehenden Ausfall von 
100 Millionen zu decken, eine Steuer auf die Börſengeſchäfte vor⸗ 
ſchlägt, die nach feiner Berechnung 60 bis 80 Millionen eintragen 
muß und außerdem die gute Seite hat, das unmoraliſche Börſenſpiel 
zu beſchränken und vielleicht mit der Zeit ganz aufzuheben. Die Rede 


Mauguin's, welche faſt volle zwei Stunden dauert, erntet den enthu⸗ 


ſiaſtiſchen Beifall der Linken. Nach einer langen Unterbrechung ergreift 
Fortoul (von der Majorität) für die Getränkeſteuer das Wort, wird 
aber häufig von dem Rufe: „Zum Schluß!“ unterbrochen. Die Ver⸗ 
ſammlung iſt vollkommen unaufmerkſam und das Geräuſch der Pri⸗ 
vatunterhaltungen macht die Worte des Redners oft unverſtändlich. 


Um 59 Uhr beſteigt unter allgemeiner Aufmerkſamkeit der bedeutendſte N 
Redner der Linken, Jules Favre, die Tribune. Ein Theil der 


Majorität verlangt mit Ungeſtüm den Schluß der Verhandlungen. 
Der Präſident läßt über denſelben abſtimmen; allein man ſieht einen 
Theil der äußerſten Rechten ſich zugleich mit der Linken erheben, um 
den Debattenſchluß zu verwerfen — ein leiſrs Anzeichen „daß die 
Annahme des Geſetzentwurfs der Regierung fuͤr Beibehaltung der Ge⸗ 
tränkeſteuer keineswegs geſichert iſt. Hierguf will man Jules Favre 
zwingen, ſeinen Vortrag ſofort zu beginnen; allein er erklärt, daß 


bei dem Umfang und der Bedeutung, welche die Verhandlungen ge⸗ 


wonnen haben, längere Entwickelungen noͤthig ſeien und daß er daher 
wünſchen müſſe, eine ähnliche Begünſtigung zu erlangen, wie ein 
Mitglied der Majorität, das auch um dieſelbe Zeit die Vertagung 
feines Vortrages auf die folgende Sitzung verlangte und durchſetzte. 


Die Majorität geht hierauf ein, und die Rede Jules Favre's, welche 


ohne Zweifel neben der von Montalembert die bedeutendſte der gan⸗ 
zen Diskuſſion über die Getränkeſteuer fein dürfte, wird auf Mon⸗ 
tag ausgeſetzt. (Köln. Ztg.) 
— Die republikaniſche Preſſe macht ſeit einiger Zeit die Ver⸗ 
gangenheit mehrerer zu diplomatiſchen Poſten beflimmten Perſonen, 


namentlich des Generals Caſtelbajac, zur Zielſcheibe der heftigſten 


Angriffe. Der „Monitcur“ enthält nun heute folgende, ohne Zweis 
fel von L Napolcon ſelbſt verfaßte Mittheilung: „Gewiſſe Schrift⸗ 
ſteller, die ihre Feder in Galle zu tauchen ſcheinen, unterſuchen täg⸗ 
lich mit einer boshaften Neugier die Vergangenheit derjenigen Per⸗ 
ſonen, welche die Regierung zur Beſetzung der öffentlichen Aemter 
wählt. Dieſe Vergangenheit kommentiren fie mit einer innigen 
Schadenfreude und entſtellen ſte oft durch die lügenhaften Ausle⸗ 
gungen der niedrigſten Mißgunſt. „Die Hand aufs Herz, wer iſt 
nach drei Revolutionen in weniger als vierzig Jahren der Mann 
von einiger Erfahrung in den öffentlichen Angelegenheiten, deſſen 
Vergangenheit der Leidenſchaft der Tadler keinen Anlaß darbietet?“ 
Als ob die bloße Thatſache, ſeinem Vaterlande unter den vorigen 
Regierungen gedient zu haben, ein Verbrechen wäre. Dieſes ge⸗ 
häſſige Verfahren wird nicht den Erfolg haben, den man ſich da⸗ 
von verſpricht. Der Neffe des Kaiſers wird unekſchütterlich bleiben. 
Er hat zur Richtſchnur ſeines Benehmens die Worte ſeines unſterb⸗ 
lichen Onkels angenommen, der eines Tages im Staatsrathe rief: 
„„Durch eine Partei regieren, heißt ſich früher oder ſpäter in Ab⸗ 
hängigkeit begeben Man wird mich damit nicht fangen; ich ge⸗ 
höre der Nation ſelbſt an. Ich bediene mich Aller, die Fähigkeit 
beſitzen und den Willen hegen, mit mir zu gehen. Deshalb habe 
ich meinen Staatsrath aus Conſtituirenden, die man Gemäßigte 


oder Feuillants nannte, aus Rohaliſten, und endlich aus Jakobi⸗ 


nern zuſammengeſetzt. 
Parteien.“ “ 

Paris, den 17. Decbr. (Köln. Ztg.) Der „Conſtitution⸗ 
nel“ berichtet, die Rückkehr des Papſtes nach Rom ſei poſitiv auf 
den 20. Decbr. feſigeſetzt; alle Hinderniſſe ſeien gehoben, und man 
beſchäftigte ſich in Rom bereits mit den Empfangsfeierlichkeiten. — 
In Turin ſind 192 Wahlen bekannt, darunter 119 Gemäßigte. — 
Die National-⸗Verſammlung iſt noch fortwährend mit der Diskuſ⸗ 
ſton in Betreff der Getränkeſttuer beſchäftigt. Man rechnet auf 
eine ſtarke Majorität für das Miniſterium. 


Kammer⸗ Verhandlungen. 
95 ſte Sitzung der erſten Kammer vom 19. Dezember. 
Die Sitzung wurde um 104 Ahr eröffnet. Auf der Tagts⸗ 
ordnung ficht: 1) Fortſetzung der Berathung über die Kreis⸗, Be⸗ 
zirks⸗ und Provinzial⸗Ordnung; 2) Bericht der Commiſſion zur 
Prüfung der Gemeinde-Ordnung über die ſchließliche Faſſung der⸗ 
ſelben und nochmalige Abſtimmung über dieſes Geſetz; 3) Bericht 
der Commiſſton zur Prüfung des Geſetz⸗Entwurfs wegen Ermä⸗ 
bigung der Briefporto-Taxe. Der Präfident theilt mit, daß 
ein Schreiben von ſteben preußiſchen Biſchöfen, betreffend die Vers 
handlungen der erſten Kammer und die Aeußerungen des Miniſters 
in der Kirchen- und Schulenfrage ergangen ſei. Er werde daſſelbe 
auf den Tiſch des Hauſes zur Einſicht niederlegen. Man geht 
hierauf zum erſten Punkte der Tagesordnung der fortgeſetzten 
Berathung über die Kreis-Bezirks⸗ und Provinzialord⸗ 
nung über. Dieſelbe wird beendet. Die einzelnen Artikel wer⸗ 
den theils nach dem Commiſſtonsantrage, theils mit Berückſtchti⸗ 
gung von Amendements angenommen. Bei Gelegenheit des 
Art. 68, welcher von dem Fortbeſtand der kommunalſtändiſchen Ein⸗ 
richtungen ſpricht, erklärt der Herr Miniſter des Innern daß es 
nicht die Abſicht der Regierung ſei, die kommunalſtändiſche Regie⸗ 
rung ſofort zu ſiſtiren. Der Geſetz-Entwurf über die Gemeinde⸗ 
Ordnung wird mit 107 gegen 16 angenommen. Der Ge ſetz⸗ 
Ermäßigung der Brief⸗Porto⸗ 
Taxe wird in der Faſſung der zweiten Kammer mit Stimmen⸗ 
Einhelligkeit angenommen. (Schluß der Sitzung 14 Uhr. Näch⸗ 
He Sitzung Morgen 11 uhr) Tagesordnung: Nogmalige Ab⸗ 
ſtimmung über die Kreis⸗Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ordnung, Be⸗ 
richt über die Angelegenheit des Abg. Temme. ıc. | 


Ich liebe die rechtlichen Leute von allen 


78 fle Sitzung der zweiten Kammer vom 19. December. 

Nach Eröffnung der Sitzung wird ein Schreiben des Präft⸗ 
denten der erſten Kammer verleſen, wonach derſelbe die endlichen 
Beſchlüſſe der erſten Kammer über die Verfaſſung bereits der Re⸗ 
Der Präſident bemerkt hierzu, dafs 
ſelbe ſei auch feinerfeits mit den Beſchlüſſen der zweiten Kammer 
geſchehen, die Regierung ſei ſonach im Beſitze der vollſtändigen Be⸗ 


a 


ſchlüſſe beider Kammern. Abg. Weihe erklärt, fein Name bes 
finde ſich unter einem heute vertheilten Antrage, „daß die Aufle⸗ 
gung einer neuen Grundſteuer nur gegen billige Entſchädigung er⸗ 
folge“, dies ſei irrthümlich, er unterſtütze einen ſolchen Antrag 
nicht. Auf die Bemerkung des Abg. v. Werdeck, die Commiſſton 
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derſelben, die Berathung könne noch nicht beendet fein. Auf der 
Tagesordnung ſteht der Geſetz Entwurf wegen Aufhebung 
des, Intelligenz⸗Zwanges. Die Abgg. Hartmann und 
Wegner ſtellen ein Amendement, nach welchem fortan alle im 
Preußiſchen Staate zur Vertheilung gelangenden Zeitungen, wel⸗ 
che Bekanntmachungen und Anzeigen gegen Bezahlung aufnehmen, 
einer Stempel⸗Abgabe von 1 Thlr. für jedes Exemplar unterliegen 
ſollen. Sie zichen es auf den Einſpruch des Abg. Beſeler wie⸗ 
der zurück, um es bei Berathung des Preßgeſetzes wiederholt ein⸗ 
zubringen. Der vorliegende Geſetz⸗Entwurf, wird hierauf in allen 
Theilen in der Faſſung der erſten Kammer angenommen. 
Der Präfivent vertagt hierauf die Kammer bis zum 
4. Januar, dann werde ſofort die Berathung des Budgets be 
ginnen. (Schluß nach 1 Uhr.) 


Locales 2c. 

Schwurgerichts⸗Sitzung. Poſen, den 18. December. 

Krauthofer’s Vertheldigungs⸗Rede. (Schluß.) Ich 
komme jetzt darauf, mich in Beziehung auf einige in der Anklage 
mir zur Laſt gelegte Thatſachen zu rechtfertigen. M. H., nach 
dem Berliner Aufſtande errichtete der König eine Volkswehr, ja 
man ging ſogar damit um, das Militair ganz aufzuheben und das 
Volk durchweg mit Waffen zu betrauen. Auch uns kam dies zu 
Gute; und den Polen iſt ſogar noch ſpeciell die Volkswehr zuge⸗ 
ſagt worden. Wären die von mir über dieſen Punkt vorgeſchlage⸗ 
nen Zeugen, — ehrenwerthe, glaubwürdige Zeugen, nicht ſolche, 
wie fte die Staatsanwaltſchaft mir hier gegenüber geſtellt hat, — 
wie der Erzbiſchof Przyluski, der Graf Mathias Mielzynski, der 
Hr. von Brodowski vorgeladen worden, ſo würden fie Ihnen be⸗ 
zeugt haben, was ich Inen jetzt erzählen werde. Sie ſind nicht vor⸗ 
geladen worden und ich mache Sie hierbei aufmerkſam, daß nach 
dem gegenwärtigen Verfahren Alles, was der Gegner, alſo mir 
gegenüber der Staatsanwalt, nicht beſtreitet oder worüber er nicht 
verlangt, daß Beweis angetreten werde, für zugeſtanden erachtet 
werden muß M. H., ich gehörte zu der von dem Polniſchen Co⸗ 
mité abgeſandien Deputation, welche vom Könige die Emancipa⸗ 
tion der Provinz erbitten ſollte. Die Mehrzahl der Deputation 
that, was ſie nie wird verantworten können, ſie ging von ihrem 
Auftrage ab und bat um Reorganiſation. Wir bekamen Audienz 
beim Könige, der von dieſer Abänderung noch Nichts wußte; er 


hörte unſeren Vortrag an, indem er, wie ich als angehender Rede 
ner bemerkte, ſich hauptſächlich auf die zu ertheilende Antwort be⸗ 
ſann. In dem Irrthum, wir forderten immer nach Emancipation 
der Provinz, antwortete er: M. H., Sie wollen fi) von mir los⸗ 
reißen, ich verliere hierdurch eine liebe, von meinen Vätern ererbte 
Provinz: ich mache Sie auf die Gefahren aufmerkſam, die dem 
Großherzogthum von Rußland drohen, ziehe ich meinen Fuß aus 
demſelben zurück, ſo wird ein unſägliches Elend darüber einbre⸗ 


chen, der Kaiſer wird es mit Krieg überziehn. Nie 11 er dies 
um habe. 


aber wagen, ſo lange ich noch einen Fuß im Großherzogt 
— Dieſen „einen Fuß“ erklärte uns nachher der Fürſt Radziwill 
dahin, daß der König gewillt geweſen: die Provinz frei zu geben 
und ſich nur Fort Winiary zu reſerviren. Als der König dies uns 


eben mittheilen wollte, fiel ihm Gr. Arnim in die Rede und machte 


ihn aufmerkſam, daß man bloß Reorganiſation fordere. Der Kö⸗ 
nig fiel nun fo zu ſagen aus der Rolle und wies uns kurz an, mit 
dem Miniſterium, endgültig zu verhandeln. Dies hat ung die 
Volkswehr ausdrücklich zugeſagt. Meinen angetretenen Beweis 
hat der Gerichtshof zurückgewieſen; was ich angeführt, muß ihnen 
alſo als bewieſen gelten. Auf Grund deſſen erhoben wir unſere 
Schilde und bildeten eine legale Volkswehr. M. H., hierzu hatte 
man uns geradezu aufgefordert, denn Jedermann hielt damals einen 
Krieg mit Rußland für unvermeidlich. Freilich kam bald darauf ein 
Ruff. General nach Berlin und ſagte: Fürchtet Euch nicht, werdet nur 
anders und wir helfen Euch, und Alles änderte ſich. Aber damals ſoll⸗ 
ten wir als Vorhut in Rußland einrücken; der Gen. Willifen hat, wie 
meine vorgeſchlagenen Zeugen Przyluskt, Libelt, Stefanski und er 
ſelbſt ihnen geſagt haben würden, uns geradezu angerathen, die 
ganze Emigration zu dem Zwecke möglichſt ſchnell zurückzurufen. 
So waren wir zum 2. Male eine legale Kriegsmacht, und zum 3. 
Male waren wir es, als Williſens Erlaſſe hier in der Provinz je 
nes beſtätigten, und wir unter den Augen der Regierung uns be⸗ 
waffneten, was Ihnen Herr v. Beurmann hat bezeugen tollen. 
Und zum legten Male hat die Convention von Jaroslawice unſer 
Heer legal gemacht, denn fie erkennt es als ſolches un. M. Hın 
wir haben die Convention von Jaroslawice gehalten, ein Deut⸗ 
ſcher, ein edler Mann und ein Mann von Charakter, der General 
von Williſen, hat uns dies bezeugt, ich lege ein Schreiben von ihm 
vor, für deſſen Autenthicität beweiſt, daß es in Staatsanzeiger ab— 
gedruckt iſt (verlieſt daſſelbe). Ich werde Ihnen nun auch zeigen, 


wie es gekommen, daß wir angegriffen und geſchlagen worden. Ja 


wir find geſchlagen worden, aber mit uns Deutſchland, das ſonſt 
nicht jene Blulſcenen in Baden gehabt haben würde. Die uns 
gegenüberſtehende Macht war die reine Maſchine einer Camarilla, 
an deren Spitze Herr von Colomb ſtand. Er fuhr, als in Ber⸗ 
lin die Friedenspalme aufgepflanzt worden, und obgleich ausdrück⸗ 
lich der Befehl gekommen war, kein Blut zu vergießen, in den 
Straßen Polens Kanonen auf. Als ich mit der Polniſchen De⸗ 
putation zu Beurmann ging, rief uns die Wache zu, 50 Schritt 
von ihr entfernt zu bleiben oder ſte würde uns niederſchießen. Ich 
erzählte dies Herrn von Beurmann und er war empört. Derſelbe 
erlaubte uns, Polniſche Kokarden zu tragen, das Militair achtete 


es nicht und riß fie herunter. M. H. heißt das nicht Camarilla, 
Ihr habt das Recht, u. 


wenn das Oberhaupt der Provinz ſagt: 
Herr v. Colomb ſagt: Nein! Und als nach der Convention von 
Jaroslowice in Xiqz ſich Cadres geſammelt hatten, die nach In⸗ 
halt der Convention nicht angegriffen werden ſollten, hält Herr v. 
Colomb gleichwohl Rath mit Herrn v. Beurmann über den An⸗ 
griff; dieſer, ein ehrenwerther Mann, verbietet es, aber Herr v. 


Colomb geht gleichwohl nach Xiqz, ſprengt es in die Luft, tödtet 


meine Compatrioten und nimmt mein Kind gefangen! Herr von 
Colomb hat eine Entſchuldigung für den Angriff, einen Brief 
eints Herrn von Neumann, der ſchreibt, der König ſei damit ein⸗ 
verſtanden, daß jetzt angegriffen werden ſolle. Wer iſt dieſer Hr. 
von Neumann und wem hatte Herr von Colomb im conſtitutio⸗ 


für die Habeas⸗Corpus⸗Akte möge ſich beeilen, erklärt ein Mitglied "ie hier geweſen. 
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nellen Staat zu gehorchen? Wäre nicht die Amneſtie da, durch 
die Alles, was gegen uns geſchehen, amneſtirt iſt, nicht aber Alles, 
was wir gethan, ich würde Herrn von Colomb vor ein Gericht 
ſtellen, denn er iſt ein Verbrecher (Verweis des Präſtdenten.) 
M. H. Die Staatsanwaltſchaft hat zugegeben, daß damals Anar⸗ 
Ich ſage fie hat noch bis jetzt nicht aufgehört. 
Ji den Unterſuchungs-Akten gegen mich iſt ein Schreiben des Mi⸗ 
niſteriums des Innern, unterzeichnet von Puttkammer, worin be⸗ 
fohlen wird, keine Conſtgnation mehr vorzunehmen, die Conſtgnir⸗ 
ten frei zu laſſen. M. H. trotz dem mußten ich und Hunderte 
noch Monate lang im Kerker ſchmachten. Iſt das nicht Camarilla? 
Auf Grund einer Anfrage des Franzöſiſchen Geſandten erklärte 
der damalige Miniſter des Auswärtigen von Arnim, daß wir „avec 
tout égard“ behandelt würden. M. H. iſt das Schonung, 
wenn Mackiewicz wegen eines kleinlichen Vergehen 4 Wochen 2 
Stock tief in einem feuchten Keller einſam in Ketten liegen mußte; 
und mir ſelbſt ging es nicht beſſer. Nur wer es ſelbſt empfun⸗ 
den, weiß, was es heißt, Wochen, Monate lang im tiefen Kerker 
an Ketten einſam zu liegen, einſam ohne Schreibmaterialien und 
Licht, es iſt um wahnfinnig zu werden. Das ſind die touls 
egards gegen die Polniſchen Gefangenen; das, wenn Herr v. Hell: 
dorf mir Prügel droht, wenn ich nicht Deutſch ſpreche, wenn Herr 
v Helldorf mich von einem Unteroffizier mit einer Knute in einem 
Pferdeſtalle unterſuchen läßt, und erklärt, daß ich den Kantſchuh 


bekommen würde, falls man einen Bleiſtift bei mir fände; glück⸗ 


licher Weiſe war derſelbe durch tin Loch meiner Taſche gefallen, 
ſonſt bekam ich Knutenhiebe! Alſo, m. H., wir waren ein 
legales Heer, das uns gegenüberſtehende das Werkzeug einer 
Camarilla. Können Sie einen Mann ſtrafen, der mit Ueber⸗ 


legung, Bewußtſein das erkennt und ſich dem erſtern anſchließt; 


von dem die Geſchichte einſt das Urtheil fällen muß, er hat Recht 
gethan? Ich kemme zu einem andern Punkte. Die Anklage ſagt, 
das Polniſche Volk ſei aufgeſtanden. Ja, wohl alle Schichten des 
Polniſchen Volkes find aufgeſtanden, nicht von Oben ging die Bewe⸗ 
gung aus, im Innern des geſammten Volks hatte ſie ihren Grund. 
Ich bin nur ein Atom in dieſer Maſſe. Wenn aber ein Volk eine 
Revolution macht, da giebt es kein Strafgeſetz, man müßte denn 
das ganze Volk zur Richtſtätte ſchleppen und feine Nachkommen⸗ 
ſchaft einkerkern. Ein ganzes Volk kann man nicht ſtrafen. Wie 
winzig und lächerlich iſt es aber dann, wenn die Staatsanwalt— 
ſchaft ein ſolches Atom hervorzieht und an ihr die Strenge des Ge— 
ſetzes vollziehen will. (Präſ. rügt das Wort: lächerlich.) Das Volk 
iſt eine moraliſche Perſon und kann nicht geſchlachtet werden, ich 
bin ein Theil derſelben und nehme als ſolcher ebenfalls dies Recht 


für mich in Anſpruch. Das Recht dieſer moraliſchen Perſon hat 


die Staatsanwaliſchaft in der Anklage ſogar gewiſſermaaßen aner- 
kannt, fie ſagt, und ich bin ihr dankbar für dies Wort: in Kurnik 
habe das Interregnum geherrſcht; ja es war ein Interregnum, ein 
ſolches aber gilt überall als ein Rechtszuſtand. Dann waren aber 
alle die mir ſchuldgegebenen Handlungen berechtigt, denn ich ver— 
trat die Polniſche Republik. Hätte ich ſelbſt den ſchönen, beſchei⸗ 
denen, angenehmen Lieut. von Bergen, den man bloß anzuſehen 
braucht, um es für unmöglich zu erklären, erſchoſſen, ich wäre in 
meinem Rechte geweſen als Beamter des Interregnums. — Ich 
komme zu dem Punkte der Capitulation. Es giebt kein fo barba— 


riſches Volk das nicht eine⸗militairiſche Convention halten würde, 


ein Beifpiel bietet Ungarn, wo die Defter. und Ruſſ. Regierung 
trotz Allem, was nachher geſchehen, die Convention getreu gehal⸗ 
ten. M. H., Sie ſtellen den Preuß. Staat doch gewiß nicht nie⸗ 
driger. Wir haben 3 Conventionen geſchloſſen, in Jaroskawice 
mit Hrn. von Williſen, in Kurnik, wo ich fpeciell die Zuſtcherung 
erhalten, mit meinen Waffen überall hingehen zu dürfen, und in 
Bardo am 9. Mai, wo Friede geſchloſſen worden. Ich, m. 9, 
hatte am 9. Mai ſelbſt keine Waffen mehr, trotzdem wurde ich ge— 
fangen genommen, trotz dem daß unſer Partiſanen-Corps mit zu 
dem Heere Mieroslawski's und Brzezanski's gehörte und auch uns 
die Conv. von Bardo zu Gute kam. Es war Friede geſchloſſen 
worden, aber man hielt uns nicht das gegebene Wort: in den Ker— 
ker wurde ih geſchleppt und mußte mit Taufenden dort liegen bis 


zur Amneſtie, noch jetzt bin ich vom Amte ſuspendirt; ich frage mit 


welchem Rechte? doch die Geſchichte wird zu Gericht ſitzen. — 
Ueber die einzelnen Thatſachen nur noch wenig Worte. Was 
das Wort Vehme bedeute, habe ich Ihnen bereits geſtern dargethan; 
danken Sie mir, daß ich Ihnen dies ſchöne Wort wieder aufgeweckt, 
das, wie ſo viele Schönheiten der alten deutſchen Sprache, durch 
Luthers Bibelüberſetzung verdrängt worden. — Ich komme auf 
die 2000 Thlr., mit denen ich in Berlin eine Revolution habe ma⸗ 
chen ſollen. M. H., ich habe für die deutſche Nation ſo viel Ach⸗ 
tung, daß ich es dem National⸗Comité für ein Verbrechen ange⸗ 
rechnet haben würde, wenn es mich aufgefordert, mit 2000 Thlr. 
eine Revolution zu machen. Eine Revolution läßt ſich nicht durch 


Geld machen. — In der Rede der Staatsanwaltſchaft iſt auch 


mein Character verdächtigt worden, mir wird vorgeworfen, daß ich 
meine republikaniſchen Geſinnungen verläugnet, weil ich nachzu⸗ 
weiſen geſucht, daß Rzecz pospolita nur Staat, und noch dazu 
Staat mit einem Oberhauptebedeute. Ich muß hiergegen proteſti— 
ren; wie ich denke, habe ich Ihnen nicht verhehlt, aber, m. H. G., 
ich mußte Ihnen das Wort erklären, denn Sie müſſen über ein Fac⸗ 
tum urtheilen, wobei Sie das Wort im grammatikaliſchen Sinne 
kennen müſſen und jo, als wenn fle meine politiſche Geſinnung 
gar nicht kennten. — Einzelne Punkte, m. H., erachte ich unter 
meiner Würde, um darüber zu ſprechen. Was Sie von den Be— 
weiſen derſelben zu halten haben, darüber hat Ihnen die mündliche 
Verhandlung den Maaßſtab geliefert. Tief beleidigt hat mich in 
der Anklage, daß der Vorwurf erhoben wird, es wären Waffen in 
Kurnik geſtohlen worden. Die Staalsanwaliſchaft hat ſich Mühe 
gegeben darzuthun, ob ich nicht dabei betheiligt ſei, — (der Präſ. 
widerspricht dem, ebenſo der Staats-⸗Anwalt, welcher auf ſein Eh⸗ 
renwort verſichert, daß ihm das nicht in den Sinn gekommen, wor⸗ 
auf der Angeklagte ſich für befriedigt erklärt). — Nun, m. H. G., 
zum Schluß appellire ich nochmals an Ihr Gewiſſen. Ich habe 
Ihnen einen Punkt in meiner Rede als den Höhepunkt derſelben 
bezeichnet, fragen Sie bei ihm beſonders ihre innere, göttliche Stimme, 
ob ich ſchuldig bin oder nicht. — Noch, meine Herren, erſuche ich 
Sie, ſich nicht dadurch irre leiten zu laſſen, daß es ſich blos um 
mein Amt handelt und daß es heißt, ich wäre ein reicher Mann, 
mir liege Nichts am Amt, und ich vertheidigte mich nur, um hier 
einmal reden zu können: meine Herren, ſchon aus nationalen 
Rückſichten und aus Rückſicht auf meine Ehre liegt mir daran, 
wieder in mein Amt zu kommen. Auch laſſen Sie ſich nicht beirren, 
daß geſagt wird, wenn Sie mich hier freiſprechen, würde ich doch 
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vor den Ehrenrath der Rechtsanwalte geſtellt und von demſelben 
ausgeſtoßen werden. Ich weiß nicht, ob meine Collegen mich für 
unehrenhaft erklären werden oder nicht, aber die Möglichkeit, daß 
dies geſchieht, darf Sie nicht beſtimmen. Ich bitte Sie nochmals, 
urtheilen Sie nach Ihrem Gewiſſen. Ich habe geſprochen. 

Po ſen, den 20. Decbr. (Stadtveordneten-Sitzung, Schluß.) 
Hierauf legte Schriftführer Herr Mamroth der Verſammlung 


einen von ihm ausgearbeiteten Entwurf zur gänzlichen Umgeſtal⸗ 


tung des bisher üblich geweſenen Militair⸗Einquartierungsmodus 
vor, der von dem Vorſttzenden lebhaft unterſtützt wurde, wobei die⸗ 
ſer bemerkte, daß vielfache Klagen über ungleiche Vertheilung der 
Einquartierungslaſt eingingen, indem die Anſicht ziemlich allgemein 
verbreitet ſei, daß die Zahl der nominell Einquartirten die der wirk⸗ 
lich vorhandenen Militairs weit überſteige. Hr. Mamroth fügte 
noch hinzu, daß, wer Natural-Einquartierung einnehme, ſelten 
ſeine Vollzahl bekomme, ja oft ſein Quartier ganz leer ſtehen habe, 
wogegen diejenigen, die ihre Einquartierung ausmietheten, perma⸗ 
nent mit der Vollzahl belegt ſeien; die bisher übliche Vertheilungs⸗ 
Modalität, wobei eine Unzahl von ſogenannten Zuſchußquartieren 
vorkomme und die Unteroſſiziere und Feldwebel für fo und fo viel 
Mann gezählt wurden, tauge nichts und müſſe daher einer andern 
Platz machen, wodurch die Laſt der Hausbeſitzer bedeutend erleich- 
tert werden dürfte. Der Vorſchlag fand allgemeine Billigung und 
der Entwurf wurde einer Kommiſſton zur näheren Prüfung über⸗ 
wieſen. — Darauf wurde die Depoſital-Kaſſen⸗Rechnung pro 
1818 dechargirt, ſo wie ſteben Conſenſe vollzogen; die Armenkaſ⸗ 
ſenrechnung pro A S einer Kommiſſton überwieſen und der Con⸗ 
ſens zur Anſtrengung eines Prozeſſes gegen den Fiskus wegen Rück⸗ 
gabe der re (das jetzige Regierungs- 
gebäude ꝛc.) ertheilt, jedoch zugleich eine Kommiſſton ernannt, die 
den Gegenſtand noch zuvor einer gründlichen Prüfung unterwerfen 
ſolle, damit die Kommune nicht etwa durch dieſen Prozeß in Nach⸗ 
theil komme. — Die vo m Magiſrat beantragte Unterſtützung für 
11 Elementarlehrer, die zum Theil wegen kärglicher Beſoldung in 
bedrängter Lage ſeien, theils eine Anerkennung ihrer beſonderen 
Leiſtungen verdienten, wurde auf Höhe von 15 Thalern für jeden 
bewilligt, nachdem der Magiſtrat noch die Erklärung hinzugefügt 
hatte, daß diejenigen Lehrer, die im vorigen Jahre eine Gehalts- 
erhöhung erhalten hätten, von der Gratificirung ausgeſchloſſen 
ſeien. Hierauf wurden noch die Diäten des ſehr beſchäftigten Kafe 
ſen⸗Aſſiſten Seichter von 20 Sgr. auf 25 Sgr. pro Tag erhöht. 
Schließlich befragte der Vorſitzende den Magiſtrat, wie es komme, 
daß der erſte Stadt⸗Sekretair Hr. Zeeh nur 450 Thlr. Gehalt bes 
ziehe, während die Beſoldung des zweiten ſich auf 500 Thlr. be⸗ 
laufe. Hr. Stadtrath Thayler gab die Aufklärung, daß Herr 
Zeeh früher Nebeneinnahmen gehabt, die aber jetzt weggefallen 
wären, worauf Herr Müller ſich dahin ausſprach, daß es doch 
unbillig und unziemlich ſei, den erſten Sekretair, zumal deſſen Tüch⸗ 
tigkeit von allen Seiten anerkannnt werde, geringer zu beſolden 
als den zweiten. Herr Mamroth ſtellt hierauf den förmlichen 
Antrag: das Gehalt des Herrn Zeeh von Neujahr 1850 ab von 
450 auf 500 Thlr. zu erhöhen, welches von der Verſammlung auch 
genehmigt wurde. Schluß der Sitzung um 7 Uhr. 


Bromberg, den 18. Decbr. Raſch auf einander folgen 


jetzt die verſchiedenen Submiſſtonstermine für die Lieferung der Oſt⸗ 


bahn; Schwellen, Kulk, Mauerſteine, Schienen, einfache und 
doppelte gegoſſene Schienenſtühle, Stuhlplatten u. ſ. w. ſind in 
ungeheuren Maſſen erforderlich, und die Termine ſind daher zahl⸗ 
reich beſucht. Vor Kurzem waren z. B. Hüttenbefiger bis aus 
England und vom Rhein hierher gekommen, um bei den Terminen 
für die Schienenlieferung mitzubieten. Zu bewundern iſt, daß in 
dieſem Termine die Forderung der Engländer, trotz des großen Ein— 
gangszolles, gegen die Gebote der deutſchen Lieferanten noch pro 
Centner etwa 1 Thaler niedriger war. Selbſt, als ſich zuletzt die 
ſämmtlichen deutſchen Licitanten zuſammenthaten und einen Preis 
ſtellten, bei dem fie nach unſern Eiſen⸗, Arbeiter- und Kohlenprei⸗ 
ſen nur ein Geringes verdienen, war das Angebot der Engliſchen 
Hüttenbeſitzer noch um 10 Sgr. pro Centner geringer. Man hofft 
aber, daß unſer Miniſterium trotz dem, zur Hebung inländiſcher 
Induſtrie die Lieferung den deutſchen Beſitzern übertragen werde. 

> Wongromwiec, den 18. Decbr. Es fehlte nicht viel, fo 
wäre hier vor zwei bis drei Wochen eine Bigamie vollzogen worden. 
Bei dem hieſigen evangeliſchen Pfarrer beſtellte ein Landmann aus 
Dabrowo ſein Aufgebot als Junggeſelle. Der Pfarrer fragte nach 
dem Conftirmationsſcheine, welcher indeß von dem Bräutigam nicht 
beigebracht werden konnte. Der Trauungstag erſchien, und da 
wollte es der Zufall, daß beim Vormittagsgottesdienſte der dem 
Prediger wohlbekannte Oheim des Bräutigams zum Abendmahle 
kam. Der Prediger nahm nach dem Gottesdienſte Veranlaſſung, 
den Oheim zu fragen, ob er nicht über die erfolgte Confirmation 
ſeines Neffen Auskunft geben könne und erfuhr bei der Gelegenheit, 
daß jener zwar nichts Gewiſſes über die Einſegnung ſeines Neffen 
angeben könne, wohl aber gehört habe, daß dieſer bereits verheira= 
thet ſei. Einige Stunden ſpäter kommt der Bräutigam mit feiner 
Braut und ſeinen Gäſten zur Trauung angefahren. Der Pfarrer 
läßt ihn ſofort zu ſich rufen und macht ihm wohlverdiente Vor- 
würfe darüber, daß er ſich als Junggeſelle habe aufbieten laſſen, 
während er doch ſchon eine Frau gehabt, oder wohl gar noch habe. 
Da erklärt denn der Bräutigam, er ſei von ſeiner Frau geſchieden, 
und zieht, als der Prediger das Cheſcheidungs-Erkenntniß zu ſehen 
verlangt, um die Rechtskraft deſſelben zu prüfen, — ein Schrift- 
ſtück hervor, das nichts weniger als eine Eheſcheidung, vielmehr 
eine Abweiſung der Klage auf Eheſcheidung enthielt. Mißmuthig 
und nur mit Widerſtreben kehrten die Hochzeitsgäſte nach Haufe 
zurück. Einer derſelben trennte ſich unterwegs von der Geſell—⸗ 
ſchaft, und man fand dieſen acht Tage ſpäter — erfroren auf dem 
Felde. So viel Zeit war nämlich vergangen, ehe es Jemandem 
einfiel, den Verſchwundenen aufſuchen zu laſſen. 


Perſonal⸗ Chronik. i 
Poſen, den 14. Decbr. (Amtsbl. Nr. 51.) Der Diſtrikts⸗ 
Kommiſſarius v. Waligörski zu Neutomysl iſt zum Polizei-Anwalt 
daſelbſt kommiſſariſch ernannt. — Die Lehrer Schönborn und Ro⸗ 
dowicz an der Realſchule in Krotoſchin find zu Ober-Lehrern er⸗ 
nannt worden. 


. 


Weihnachts⸗Litteratur. 
Die hieſige Buch-, Kunſt- und Muſtkalien⸗Handlung, auch 
Muſikalien⸗Leihanſtalt von Gebr. Scherk am Markt belohnte 
unſern ihr geſtern gemachten Beſuch durch Vorlegung einer Auswahl 
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der beſten und beliebteflen klaſſiſchen Werke, Jugend⸗ und Kinder⸗ 
ſchriften, mit und ohne Kupfer, muſtkaliſcher Neuigkeiten aller Art, 
und endlich — was uns das Intereſſanteſte und ein ganz neuer 
Zweig der betriebſamen Unternehmer — einer Menge der ſchönſten 
und berühmteſten radirten Blätter aus den beſten Berliner Ateliers, 
viele im größten Format, (gegen 3 Fuß breit und 2 Fuß hoch) 
ſämmtlich in fauberfler Ausführung. Von den Jugendſchriften he⸗ 
ben wir beſonders hervor: Braunfeld Geſchenk, billig und an⸗ 
ſprechend; Reiches Führer auf dem Lebenswege; ferner die 
ſchon von uns empfohlenen Sachen von Thekla v. Gumpert; 
deren 8. und 9. Bändchen neben dem 10. Erwähnung verdient. 
Hieran knüpfen wir die Notiz, daß Gebr. Scherk von Neujahr ab 
ein Schullehrerwochenblatt unter dem Titel: „der Volksſchullehrer 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts“ und zwar rein pädagogiſchen 
Inhalts zur Bildung der Schullehrer beſtimmt, und vom biefigen 
Lehrer Selſcher redigirt, erſcheinen wird. Endlich machen wir drin⸗ 
gend auf den gleichfalls bei Gebr. Scherk vorräthigen, in Leipzig 
erſcheinenden vortrefflichen illuſtrirten 
Weber'ſchen Volkskalender für 1850 

aufmerkſam. Derſelbe iſt uns auch vom Verfaſſer zugeſandt und 
enthält folgende 6 Haupt⸗Rubriken: Jahres⸗, Geſchichts⸗, Unter⸗ 
haltungskalender, Länder⸗ und Völkerkunde, gemeinnützige Belehrun⸗ 
gen, Hand⸗ und Hülfskalender; iſt geziert mit den ſauberſten, man⸗ 
nichfaltigſten Abbildungen aus der Geſchichte, der Länder» Völker⸗ 
und Sternkunde, der Technik, Mechanik, Naturgeſchichte, übertrifft 
an Eleganz und Mannichfaltigkeit des Inhalts Alles derartige und 
verdient daher die weiteſtt Verbreitung. Hervorzuheben iſt die bei 
jedem Monat in gedrängter Kürze und doch vollſtändig mit anzie⸗ 
henden Abbildungen gegebene politiſche Ueberſicht der ereignißrei⸗ 
chen letzten 2 Jahre. Der Preis iſt billig, nur 1 Rthr. 5 Sgr. wenn 
wir nicht irren, und würde ohne den 4 Sgr. betragenden drüden- 
den Zeitungs= Stempel noch geringer ſein. Bei der Gemeinnützig⸗ 
keit, ja Nothwendigkeit eines Kalenders für alle Stände, beſonders 
für den Landmann und Arbeiter, wäre wirklich die Aufhebung der 
Stempelabgaben dringendes Bedürfniß, damit Niemand an der 
Anſchaffung des Buchs durch dieſelbe verhindert würde. 


Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 


Bemerkungen über das Verfahren im Krauthofer⸗ 
ſchen Prozeß. (Schluß.) 

Nun kann zwar der Präſident dem Angeklagten und Verthei— 
diger geſtatten, unmittelbar Fragen zu ſtellen, während er ſolches 
dem Staats-Anwalt geſtatten muß, wie bereits oben erwähnt iſt, 
allein gewiß will das Geſetz nicht, daß dieſe Befugniß ſo weit aus⸗ 
gedehnt wird, daß der Staatsanwalt, Angeklagter oder Verthei— 
diger Kreuz- und Querfragen an die Zeugen ſtellen, die nur ger 
eignet find, dieſelben an ihrem eignen Wiſſen irre zu machen, daß 
Angeklagter oder Vertheidiger dem Zeugen, während er dem Prä— 
ſidenten noch feine Wiſſenſchaft mittheilt, ſogar ins Wort fällt, 
ihn ſo, zumal wenn es ein Mann gemeinen Standes, der darauf 
nicht vorbereitet, in ſeinem Gedankengange ſtört und zuletzt, ihm 
unbewußt und ſicher nicht beabſichtigt, zu Angaben verleitet, an die 
der Zeuge nicht gedacht hat. 

Ebenſo wenig geſtattet es aber das Geſetz, daß einzelne Rich⸗ 
ter ohne Weiteres Fragen an die Zeugen, oder den Angeklagten 
ſtellen, und ſo die Rolle des Inquirenten übernehmen dürfen, und 
ſicher war es auch nur eine unwillkührlich entſchlüpfte Aeußerung 
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des Staatsanwalts, „daß, falls die bereits, von einem Diviſtons⸗ 
gericht und dann von einem Civilgerichte vernommenen Zeugen 
vom Militairftande heute anders ausſagen ſollten, ſich dann das 
Weitere finden werde.“ & 

Mit Ernſt mußte endlich unſeres Erachtens der ganz offenbar 
abſichtlich, Seitens des Angeklagten wiederholt gebrauchten Anrede: 
„Oberſt“ an den Zeugen von Wilezynski, und „Adjutanten“ an 
den Zeugen Zöchowski, entgegen getreten werden, da keiner von 


ihnen dieſe Chargen gegenwärtig bekleidet, ſondern fie ihnen nur 
willkührlich während der Inſurrektion von den Inſurgenten beige⸗ 
legt worden ſind, und ihre Wiederholung vor Gericht in einer Un⸗ 


terſuchung, welche gerade einen Theil der Inſurrektion ſelbſt zum 
Gegenſtande hat, eine offene Verhöhnung des ganzen Verfahrens 
in ſich trug. Stand der Anklagte nach einer vorgängigen War⸗ 
nung von einer Wiederholung nicht ab, ſo mußten die Geſchwore⸗ 
nen auf dieſen Umſtand und den ſich daraus ergebenden Charak⸗ 
ter des Angeklagten beſonders aufmerkſam gemacht, nicht aber die 
wiederholten Anreden: „Obriſt“ und „Adjutant“ vom Dollmet⸗ 
ſcher ganz überſehen werden. - 

Wie ſich am 14. Nachmittags und am 15. d. M. die Ver⸗ 
handlungen geſtalteten, machte die Sitzung, wir geſtehen es offen, 


auf uns nicht den Eindruck einer feierlichen Gerichtsſitzung, ſon⸗ 
dern nur den eines Seitens des Angeklagten zum Beſten der zahlreich 


verſammelten Zuhörer aufgeführten Schauſpiels, ſo daß wir der 
Neußerung des Vorſitzenden an den Angeklagten, als dieſer den 
Gebrauch der polniſchen Sprache auch vom Staats «Anwalt vers 
langt hatte: „ob er glaube, daß hier eine Comödie aufgeführt 
werde?“ nur beipflichten konnten. 

Endlich ſei es uns noch geſtattet, zu bemerken, daß der Ver⸗ 
theidiger des Angeklagten Dr. Niegolewski, dem wir unſere Aner- 
kennung in der Wahrnehmung der Gerechtſame ſeines Clienten, 


und in der, bei allen ſeinen an den Gerichtshof gerichteten Reden, 


gegen dieſen an den Tag gelegten Hochachtung nicht verſagen wol⸗ 
len und können, in uns nicht das Bild des Vertheidigers hervor— 
gerufen bat, wie wir ihn bei einem öffentlichen Verfahren zu fins 
den hofften, indem wir ihn bisher erſt einmal in einer aufgerich⸗ 
teten, dem, ſeiner Sache gewiſſen, Manne gebührenden, ſonſt aber 
nur in devoter, gebückter Stellung geſehen haben. 

Inwiefern eine auf einzelne Punkte näher eingehende Nach⸗ 
forſchung zu einem andern, als dem erreichten Reſultate geführt 
haben würde, darüber behalten wir uns eine nähere Veſprechung 
bis nach dem Schluſſe der Sache vor, können aber ſchon jetzt den 
Umſtand nicht unerwähnt laſſen, daß der unerquicklichen Discuſ⸗ 
ſton zwiſchen dem Staats-Anwalt und dem Vertheidiger unſeres 
Erachtens ſofort ein Ziel geſteckt wurde, wenn in Folge der Ueber— 
gabe der von dem einen Zeugen mit zur Stelle gebrachten, vom 
Angeklagten „als von ihm geſchrieben anerkannten“ Anweiſung 
an das Partiſanen-Corps zur Einziehung von Fourage, Brot, 
Käſe, Speck ꝛc. jede weitere Beweisaufnahme über denſelben Punkt 
ausgeſetzt wurde, da ja bekannten Rechtsgrundſätzen nach der Auf⸗ 
traggeber für die in Folge feines Auftrages oder feines Befehlts 
verübten Handlungen zunächſt verhaftet bleibt, und als Rädelsfüh⸗ 
rer des verübten Verbrechens beſtraft wird. Wollte aber der Ge⸗ 
richtshof den Beweis dennoch aufnehmen, ſo wäre jede fernere Dis⸗ 
kuſſton abgeſchnitten worden durch eine einfache Aufforderung zu 
einer genauen Beſchreibung des mit den Inſurgentenhaufen in 
Dreirädermühle und Radzewo Hauland angeblich am 5. Mai 


eingedrungenen, und am 7. Mai wiedergekommenen Anführers nach 


Stadt⸗Theater in Poſen. 
Sonntag den 23ſten December zum Zweiten⸗ 


belegene adlige Rittergut Komorniki nebſt dem 
Vorwerke Bylino, abgeſchätzt auf 45,158 Rtlr. 


zogen werden ſollen. 


Die Nicht⸗Erſcheinenden 
ſind an die Beſchlüſſe der Erſchienenen gebunden. 


| Kleidung, Bewaffnung ıc. an jeden einzelnen Zeugen — freilich in 


Abweſenheit der übrigen und durch Herbeiſchaffung eines Kalen⸗ 


ders vom Jahre 1818 — in welchem, beiläufig bemerkt, der 5. 


Mai auf einen Freitag und der 7. Mai auf einen Sonntag ſiel, 
welche beide Tage der eine Zeuge, und den Sonntag ein anderer 
Zeuge beſtimmt als den Tag der verübten Erpreſſung angaben, ſo 
wie endlich, als die Defenſtonalzeugen das Gegentheil behaupteten, 
wohl die Frage ſehr nahe lag: woher fie, von Wilcezynski, u. 
Zöchowski, noch jetzt, nach mehr, als Jahresfriſt, ſo beſtimmt 
das Datum wüßten, ohne ein Tagebuch geführt und ſolches mit 
zur Stelle gebracht und vorgelegt zu haben? * 2 
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‚, Rirchen: Nachrichten für Poſen. 
Sonntag den 23. December e. werden predigen: a 
Ev. Kreuzkirche. Vm. Herr Pred. Friedrich. — Nachm. : Herr 


; Ober-Pred. H ert wig 


Den 24. Decbr. Abends 5 U., zur Ehriſtnacht: Hr Ober⸗Pred. Hertwig. ö 


Den 25. Decbr. Vm.: Hr. Ober⸗Pred. Hertwiig. — Nachm.: Hr Pre- 
diger Friedrich. 0 
Den 26. Decbr. Vm.: Hr. Pred. Friedrich. — Nachm.: Hr. Ober⸗Pre⸗ 
diger Hertwig. Bl), au: 772 
Ev. Petrikirche. Vm.: Hr. Kand. Petzold. 
Den 25. Decbr. Vm.: Hr. Conſ. Nath Dr. Siedler. Abendmahl. 
Den 26. Deebr. Vm.: Derſelbe. 
Garniſonkirche. Vm.: Herr Kand. Kuttner. 
Den 25. Decbr. Vm.: Hr. Div. Pred. Bork. 
Den 26. Dechr. Vm.: Hr. Mil.⸗O⸗. P. Nieſe. — Nachm. 2 U.: Herr 
Div.⸗Pred. Bork. N 
Chriſtkathol Gem. Vm. u. Nachm.: Hr. Pred. Po ſſt. 
Den 25. u 26. Decbr. Vm. u. Nachm.: Derſelbe. 


Ev. luther Gem. Vm n. Nachm.: Herr Prediger Boehringer. 


Den 25 Decbr. früh 6 Uhr: Chriſtnacht, 10 U.: Hr. Pred. Böhringer. 


Den 26. Decbr. Vm.: Hr. Pred. Böhringer. 


vom 14. bis 20. December 1849: 
Geboren: 5 männl., 4 weibl. Geſchlechts. 
Geſtorben: 9 männl., 5 weibl. Geſchl. 


Markt⸗Berichte. 
Berlin, den 19. December. 

Am heutigen Markt waren die Preife wie folgt: Weizen nach 
Qualität 50 — 56 Rthlr. Roggen loco und ſchwimmend 263 — 28 
Rthlr., pr. December 264 Rthlr. Br., 26 G., pr. Frühjahr 
27 Rihlr. Br., 264 G. Geiſte, große loco 23 — 25 Rthlr.], kleine 
20—22 Rthlr. Hafer loco nach Qualität 16 - 18 Rthlr., pr. 
Frühjahr 50pfünd. 16 Rthlr. Erbſen, Kochwaare 3438 Rthlr., 
Futterwaare 29—31 Rthlr. 
Deber. u. Decbr. / Jan. 13757 u. 133 Rthlr. verk., 13,5 Br., Ja⸗ 
nuar / Febr. 134 Rthlr. Br., 134 G., Febr. / März 134 Nthlr. Br., 
131 G., März / April 124 Rthlr. Br., 1377 G., April. Mai 135 
Br., 13bez. u G. Leinol loco 123 Rthlr. Br., pr. Decbr. 127 
Rthlr. Br., 12 G., pr. Frühjahr 113 Rthlr. Br., 115 G. 
Mohnöl 154 Rthlr. Hanföl 14 Rthlr. Palmöl 124 Rrhlr. 
Südſee⸗Thran 122 Rthlr. 


In den Parochieen der genannten chriſtlichen Kirchen find in der Woche 


Spiritus loco ohne Faß 14 u. 4 Rthlr. verk., pr. Des 
cember 144 Rthlr. Br., 147 G., pr. Frühjahr 157 Rihlr. bez. 


u. Br., 1557 G. 
Polen, den 21. December. (Nicht amtlich.) Marktpreis für 
Spiritus pr. Tonne von 120 Quart zu 803 Trall. 124. Rthlr. ; 


Druck und Verlag von W. Decker E Comp. in Poſen. 
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Wiener Putzpulver, 
das Paktt 2 Sgr. 


Rüböl loco 1357 Rthlr. bez., pr. 


mal: Prinz Eugen, der edle Ritter; ko⸗ 
miſche Oper in 3 Akten von G. Schmidt. 


Als Verlobte empfehlen ſich 
Roſalie Alexander. 
Moritz Friedmann. 
Breslau, den 18. December 1849. 


„ 
Bei J. J, Heine in Poſen iſt zu haben: 
Das Buch aller 
. 
Prophezeihungen 
(GE und 
Weiſſagungen 
der Vergangenheit, Gegenwart und 
Va: Zukunft. 
Vierte Auflage. 
Bedeutend vermehrt und durch eine Abhand⸗ 
lung über die Nähe des Weltendes durch 
den Kanonikus Remuſat, auch durch einen 


Beitrag Sr. Heiligkeit pius IX. bereichert 
312 Seiten ſtark. 11 Sgr. 5 


Die Buch⸗ und Muſikalien⸗Handlung 

7 | 

Gebrüder Scherk 
in Poſen, Markt⸗ und Franziskaner— 
9— c ee No. 77. 

empſteblt ihr reichhaltiges Lager von Jugend⸗ 
und Weihnachtsſchriften, b 
Termine, amen⸗ und gewöhnlichen 
Kalendern, ſowie den eleganteften Ta: 
tchenbüchern pro 1850; ferner eine grohe 


Auswahl von Gebetbüchern und Hla cc. 
kern in verſchiedenen Sprachen, 8 


den und brochirt, die neueſſen Erzeugniſſe der 


Romantik, Schulbücher, Atlanten : 
ben, die neueſten Muſikalien für lan. 


und Inſtrumentalmuſik und Kun 
Sendungen zur Anſicht werden Machen. 


gern bewilligt und hieſige wie auswärti \ 
lungen ſchnellſtens ausgeführt. ge Beſtel⸗ 


Nothwendiger Verkauf. 


Kreis⸗Gericht zu Schroda. 
Erſte Abtheilung — für Civilſachen. 


Das im Grobherzogthum Poſen im Poſener 


Regierungsbezirke und deſſen Schrodaer Kreiſe 


| 


Verlangen 


3 Sgr. 1 Pf., zufolge der nebſt Hypothekenſchein 
und Bedingungen in der Regiſtratur einzuſehen⸗ 
den Taxe, ſoll 

am 17ten Juni 1850 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Nothwendiger Verkauf. 
Kreis⸗-Gericht J. Abtheilung zu Pleſchen, 
am 29ſten Mai 1849. 

Das dem Johann Nepomucen v. Trza⸗ 
ska, und deſſen Ehefrau Helena geborne von 
Piotrowska gehörige, im Großherzogthum 
Poſen im Poſener Departement und Pleſche— 
ner Kreiſe belegene adelige Rittergut Chwalen- 
cinek oder Klein⸗Chwalencin, abgeſchätzt 
auf 15,744 Rthlr. 24 Sgr. 2 Pf. zufolge der 
nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der 
Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſoll 

am 22 ſten Januar 1850 Vormit⸗ 

tags 11 Uhr 
vor dem Ober⸗Landesgerichts⸗Aſſeſſor Bogatſch 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
g Die dem Aufenthalt nach unbekannten Gläu⸗ 
iger: 

a) Caſimir v. Raczynski, 

b) Woyciech Baczynski, 

c) Theodor Baczynski, 

d) die Sophia Paprocka, 
jetzt deren Erben werden hierzu öffentlich vorgeladen. 


Im hieſtgen Garniſon-Lazareth werden eine 
Quantität Utenſtlien, Lumpen und unbrauchbare 
Charpie am 27ſten d. Mts. Vormittags 10 
Uhr meiſtbietend gegen gleich baare Bezahlung 
verkauft, wozu Kauftuſtige einladet 

die Lazareth⸗Commiſſion. 
Poſen, den 19. December 1849. 


s Bekanntmachung. 

Die Herren Actienzeichner zu der hier zu grün⸗ 
denden „gewerblichen Vorſchuß-Anſtalt“ 
werden davon in Kenntniß geſetzt, daß die auf 
den 16ten December angeſetzt geweſene Generals 
Verſammlung wegen zu ſchwachen Beſuchs auf 

Donnerſtag den 27ſten d. Vorm. 10 Uhr 

(im Stadtverordneten⸗Saal aufdem Rathhauſe) 
verlegt worden iſt. Die Herren Actienzeichner 
werden dringendſt erſucht, ſich recht zehlreich sin» 
finden zu wollen, indem die Weiteren Schritte zur 
Realiſtrung des Unternehmens in Berathung ge⸗ 


Der proviſoriſche Vorſtand des 
Vereins. 


Der unterzeichnete Vorſtand des hieſigen Beer⸗ 


digungs⸗ Vereins Iſter Klaſſe ladet die geehrten 
Mitglieder derſelben zu einer General⸗Verſamm⸗ 
lung im Zychlinskiſchen Lokale Friedrichsſtraße 
auf den Sonntag den 23ſten December Nachmit⸗ 
tag 3 Uhr wegen Entwurf und Beſtätigung der 
Ergänzung des bisherigen Statuts ganz ergebenſt 
ein, Fund bittet, recht zahlreich daran Theil zu 


nehmen. 
F. Seidemann. Vockel. Kadelbach. 
K. Reyzner. J. Bogajski. J. Schulz. 
Dabrowski. Plagwitz. Scheding. 


Zu vermiethen zu Neujahr: zwei zuſammen⸗ 
hängende große Parterreſtuben Friedrichsſtraße 
No. 30. Das Nähere daſelbſt beim Wirth. 


Hohe Gaſſe No. 4. im Schloſſer Schneider⸗ 
ſchen Hauſe 2 Tr., iſt eine gut möblirte Stube 
vorn heraus zu vermiethen. 

Näheres zu erfahren 1 Tr. bei Hrn. Kreisſt⸗ 
cretair Kreidel. 
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DE Zwei und dreijährige Schaafböcke, 758 
218 zehn Stück 31 bis 4 Jahr alte Pferde, 3% 
5 Rund mehrere ſprungfähige Stamm⸗Och⸗ 3% 


812 ſen, 2 bis 3 Jahr alt, 
As ſtehen zum Verkauf auf dem 228 
0 Dominio Nitſche bei Schmiegel. B 


e e e 8 
Alle Sorten Comptoir⸗, Haus⸗ und Ter⸗ 
min -Kalender, Bibeln, Geſang⸗ und 
Gebetbücher, Schreibebücher, ſauber 
gebunden, das Dutzend von 5 Sgr. an, em⸗ 
pftehlt zu Weihnachtsgeſchenken 
Ludwig Joh ann Meyer, Neueſtraße. 


Feinſten Jamaika⸗Rum und weißen Arak, das 
Quart 25 Sgr., a 
alten Cognac, die 2⸗Quart⸗Flaſche 25 Sgr., 
und feinſtes Provencer⸗Oel 
verkauft die Weinhandlung Carl Scholtz. 


Die 2te Sendung vorzüglich ſchönen friſchen 


Aſtr. Caviar empfing J. Appel, 
Wilhelmsſtr. Poſtſeite. 


Mittelſt dieſes Pulvers kann man augenblick⸗ 


lich allen Metallen, als Gold, Silber, Kupfer, 
Meſſing, Zinn, Stahl, Eiſen ꝛc. den prachtvoll⸗ 
ſten, tiefſten Glanz ertheilen. 


Praktiſches Raſirpulver, 


wovon nur eine kleine Priſe einen reichlichen ſte⸗ 
henden Schaum erzeugt, welcher die Eigenſchaf⸗ 


ten beſitzt, daß er das Barthaar ganz weich macht, 
und dadurch das Raſtren um Vieles erleichtert. 


Königs⸗Waſch⸗ und Badepulver, 
zur Herſtellung 
einer ſchönen, zarten, weißen Haut, 
aus der Parfümerie⸗Fabrik zu Dresden, 
ſind wiederum vorräthig bei 


Th. Obrebowiez & Comp. 


iu Poſen. n 


= Frische Pfundhefe 


offerirt Michaelis Peiſer, 
Ruſſiſche Theehandlung, Breslauerſtr. No. 7. 


Straßburger Trüffel-Pafteten empfingen 
Gebrüder Vaſſalli. 


Bürgergeſellſchaft. 


Am 2ten Weihnachts⸗Feiertage Kinderball. 
Anfang 7 Uhr Abends. / . 


Mittwoch den 26ſten December: 


Große Redoute 


mit und ohne Maske. 
Entree à Perſon 10 Sgr. Damen frei. 
Eröffnung 7, Anfang 8 Uhr Abends. 
Das Nähere die Anſchlagezettel. J. Lambert. 


Odeum. 


Sonntag den 23ſten December: 

Großes Konzert, 

unter Leitung des Kapellmeiſters Herrn Winter. 

Eröffnung 52 Uhr. Anfang 6 Uhr Abends. 
J. Lambert. 


Dienſtag den 25ſten December (erſten Feiertag): 
Großes Konzert. 
Eröffnung 54 Uhr. Anfang 6 Uhr. 
J. Lambert. 


J 


. 
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